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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 12. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnungen über die Finanzierung der Interventionsaus- 
gaben auf dem Binnenmarkt. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Juli 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buciidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung über die Finanzierung 
der Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft^) zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnungen (EWG) Nr. 728/70 ^) ! 
und (EWG) Nr. 729/70^), insbesondere auf Artikel 5 
Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des i 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung | 
der gemeinsamen Agrarpolitik insbesondere auf 1 

Artikel 3 Absatz 3 zweiter Unterabsatz, ! 

! 

auf Vorschlag der Kommission, 1 

in Erwägung nachstehender Gründe: | 

Die Verordnung (EWG) Nr. 786/69 des Rats vom ' 
22. April 1969 über die Finanzierung der Interven- j 
tionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Fette '^), | 
Nr. 787/69 des Rats vom 22. April 1969 über die i 
Finanzierung der Interventionsausgaben auf dem 
Binnenmarkt für Getreide und Reis*’’), Nr. 788/69 des 
Rats vom 22. April 1969 über die Finanzierung der | 
Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für i 
Schweinefleisch ‘’), Nr. 2334/69 des Rats vom 25. No- 
vember 1969 über die Finanzierung der Interven- j 
tionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Zucker ^) | 
sehen vor, daß die Nettoverluste der Interventions- 
stellen, die vom Europäischen Ausrichtungs- und | 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung i 
Garantie, finanziert werden, mit Hilfe von Konten | 
ermittelt werden, die am Ende des Wirtschaftsjahres i 
für das betreffende Erzeugnis abgeschlossen werden, j 
Die Salden dieser Konten stellen die Posten dar, die 
am Ende eines jeden Verbuchungszeitraumes in die 
für jeden Sektor zu erstellende Bilanz eingehen. 

Nach den Bestimmungen der Artikel 2 und 8 der 
Verordnung (EWG) Nr. 728/70 des Rates vom ! 
21. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vorschrif- ^ 
ten für die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- ! 
Politik sind diese Konten am Ende eines jeden 
Kalenderjahres abzuschließen. 

Der Abschluß der Konten zum 31. Dezember er- ! 
leichtert das Funktionieren des in Artikel 4 und 5 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 bestimmten 
Systems der eigenen Mittel, das in der Ratsentschei- ■ 
düng über die Ersetzung der Finanzbeiträge der I 
Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemein- 
schaften vorgesehen ist ^). 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 786/69 wird mit Wir- 
kung vom Beginn der Wirtschaftsjahre 1969/70 ab 
wie folgt geändert: 

Die Bezeichnungen „Wirtschaftsjahr" und „Ver- 
buchungszeitraum" in Artikel 4 Absatz 1, 2 und 4 
und in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a) und b), 
Absatz 2 Buchstaben a), b) und c) zweiter Unter- 
absatz werden durch die Bezeichnung „Kalender- 
jahr" ersetzt. 

Die Bezeichnung „betreffenden Wirtschaftsjahres" 
in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe c) erster Unter- 
absatz wird durch die Bezeichnung „laufenden Wirt- 
schaftsjahres" ersetzt. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 787/69 wird mit Wir- 
kung vom Beginn der Wirtschaftsjahre 1969/70 ab 
wie folgt geändert: 

Die Bezeichnungen „Wirtschaftsjahr" und „ Ver- 
buchungszeitraum'' in Artikel 3 Absatz 1, 2 und 4 
und in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a) und b), 
Absatz 2 Buchstaben a), b) und c) zweiter Unter- 
absatz werden durch die Bezeichnung „Kalender- 
jahr" ersetzt. 

Die Bezeichnung „betreffenden Wirtschaftsjahres" 
in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c) erster Unter- 
absatz wird durch die Bezeichnung „laufenden Wirt- 
schaftsjahres" ersetzt. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 vom 
27. Februar 1964, S. 586/64 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 9 

•^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 2. Mai 1969, S. 1 

■'■>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 2. Mai 1969, S. 4 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 2. Mai 1969, S. 7 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 27. November 1969, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 19 
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Artikel 3 

Die Verordnung (EWG) Nr. 788/69 wird mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1970 ab wie folgt geändert: 

Die Bezeichnungen „Interventionszeitraum" und 
„Verbuchungszeitraum" in Artikel 4 Absatz lA. 
und Absatz 2 und 4 und in Artikel 5 Absatz 1 Buch- 
stabe a), Absatz 2 Buchstaben a) und c) werden 
durch die Bezeichnung „Kalenderjahr" ersetzt. 

Artikel 4 Absatz 5 wird gestrichen. 

Artikel 5 Absatz 1 wird wie folgt ergänzt: 

„e) dem auf der Grundlage des Ankaufspreises be- 
rechneten Wert der zu Beginn des Jahres ge- 
lagerten Mengen". 

Artikel 5 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt: 

„e) dem auf der Grundlage des Ankaufspreises 
berechneten Wert der am letzten Tag des Jahres 
gelagerten Mengen". 

Artikel 4 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2334/69 wird mit Wir- 
kung vom Beginn des Zuckerwirtschaftsjahres 1969/ 
70 ab wie folgt geändert: 

Die Bezeichnungen „Zuckerwirtschaftsjahr" und „Ver- 
buchungszeitraum" in Artikel 3 Absatz 1, 2 und 4 
und in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a) und b), Ab- 
satz 2 Buchstaben a), b) und c) zweiter Unterabsatz 
werden durch die Bezeichnung „Kalenderjahr" 
ersetzt. 

Die Bezeichnung „betreffenden Zuckerwirtschafts- 
jahres" in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c) erster 
Unterabsatz wird durch die Bezeichnung „laufenden 
Zuckerwirtschaftsjahres" ersetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Dieser Vorschlag betrifft die Änderung der Verord- 
nung über die Finanzierung der Interventionen in 
den Sektoren Fette, Getreide, Schweinefleisch und 
Zucker hinsichtlich ihrer Anpassung an die Verord- 
nung Nr. 728/70 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik und an die Verordnung Nr. 729/70 über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik. 

Diese Anpassung hat zum Ziel die Agrarwirtschafts- 
zeiträume, für die im Hinblick auf die Interventions- 
ausgaben jährlich Bilanzen zu erstellen sind, durch 
das Kalenderjahr zu ersetzen. Diese Notwendigkeit 
ergibt sich aus der Definition der für das zweite 
Halbjahr 1969 und das Jahr 1970 zu berücksichtigen- 
den Ausgaben sowie aus der endgültigen Regelung 
für die Ausgaben und die eigenen Mittel. 

Die Kommission gab die Unerläßlichkeit dieser 
neuen Periodizität zu erkennen, als sie dem Rat im 
März und April 1970 zwei Vorschläge zur Finan- 
zierung von Interventionsausgaben in den Sektoren 
Milcherzeugnisse und Rindfleisch unterbreitete, in 
denen sie auf die sich aus der eingangs genannten 
Ratsverordnung ergebende Verpflichtung hinwies 
zum 31. Dezember 1969 und zum 31. Dezember 1970 
Bilanzen zu erstellen. Bei dieser Gelegenheit gab sie 
bekannt, daß sie im Hinblick auf die neue Lage 
„bald 'Vorschläge zur Anpassung aller Verordnun- 
gen in den verschiedenen Sektoren hinsichtlich der 
Finanzierung der Interventionen" unterbreiten 
werde. 
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